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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums des Innern und für Heimat 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung waffenrechtlicher Personen-
überprüfungen und zur Änderung weiterer Gesetze  

A. Problem und Ziel 

Bereits mit dem „Dritten Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes und weiterer Vorschrif-
ten“ vom 17. Februar 2020 wurden wichtige Anpassungen des Waffenrechts vorgenom-
men, um zu verhindern, dass Extremisten legal in den Besitz von Waffen gelangen bzw. 
diese behalten können. Hierzu wurde u.a. eine Regelabfrage der Waffenbehörden bei den 
Verfassungsschutzbehörden im Rahmen der Überprüfung der Zuverlässigkeit eines An-
tragstellers oder Erlaubnisinhabers eingeführt. Dies wurde mit einer Nachberichtspflicht der 
Verfassungsschutzbehörden wirksam flankiert. 

Im Nachgang zum Terroranschlag von Hanau am 19. Februar 2020 hat das Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat unter Einbeziehung eines Berichts einer Arbeitsgruppe 
des Bundeskriminalamts und der Landeskriminalämter geprüft, ob weiterer gesetzgeberi-
scher Verbesserungsbedarf im Hinblick auf die Erkennung von Extremisten sowie von Per-
sonen mit auf einer psychischen Störung basierenden Eigen- oder Fremdgefährdung unter 
den Waffenbesitzern besteht. Hierbei hat sich gezeigt, dass ergänzende Anpassungen des 
Waffengesetzes geboten sind, um sicherzustellen, dass den Waffenbehörden bei der Über-
prüfung von Zuverlässigkeit und persönlicher Eignung eines Waffenbesitzers beziehungs-
weise Erlaubnisinhabers das relevante Wissen anderer Behörden schnell und effizient zur 
Verfügung gestellt wird. Dies betrifft insbesondere die Bereitstellung von Erkenntnissen, die 
bei den Polizeibehörden des Bundes und der Länder, dem Zollkriminalamt sowie den örtli-
chen Gesundheitsbehörden vorliegen können. 

B. Lösung; Nutzen 

Die §§ 5 und 6 des Waffengesetzes werden überarbeitet. Bei der Prüfung der Zuverlässig-
keit nach § 5 des Waffengesetzes werden künftig die Bundespolizei und das Zollkriminalamt 
als durch die Waffenbehörden abzufragende Behörden ergänzt, um das dort vorhandene 
Behördenwissen in die Beurteilung einfließen zu lassen. Daneben wird eine Pflicht der Waf-
fenbehörden eingeführt, neben der zuständigen Behörde der Landespolizei oder der zent-
ralen Polizeidienststelle oder des zuständigen Landeskriminalamtes auch die Polizeidienst-
stellen der Wohnsitze der letzten fünf Jahre abzufragen, um sicherzustellen, dass auch im 
Fall eines Umzugs keine relevanten Erkenntnisse verloren gehen. 

Bei der Prüfung der persönlichen Eignung zum Waffenbesitz (§ 6 des Waffengesetzes) wird 
die bisherige „Soll-Vorschrift“ zur Beteiligung der örtlichen Polizeidienststelle zu einer ver-
pflichtenden Regelabfrage ausgebaut. Auch hier werden künftig ergänzend Bundespolizei 
und Zollkriminalamt einbezogen, da auch bei diesen Behörden für die Beurteilung der Eig-
nung eines Waffenbesitzers beziehungsweise Antragstellers relevante Erkenntnisse vorlie-
gen können. Ferner wird eine Regelabfrage bei den Gesundheitsbehörden eingeführt. Au-
ßerdem wird die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen oder fachpsychologischen Zeug-
nisses für alle Personen, die erstmalig eine waffenrechtliche Erlaubnis beantragen, ver-
pflichtend. Hierdurch soll die Erkenntnislage der Waffenbehörden noch weiter verbessert 
werden. Diesem Zweck dient auch die Änderung des § 4 Absatz 5 des Waffengesetzes, 
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wonach die Anordnung des persönlichen Erscheinens des Antragstellers und Inhabers ei-
ner waffenrechtlichen Erlaubnis erleichtert wird. Darüber hinaus werden die Wohlverhal-
tensfristen in § 5 um jeweils fünf Jahre erhöht, wodurch die Entwaffnung von Extremisten 
durch die Übermittlung verwertbarer Daten durch die Verfassungsschutz- an die Waffenbe-
hörden verbessert wird.  

In einem neu eingefügten § 6a wird künftig die Nachberichtspflicht der nach den §§ 5 und 
6 des Waffengesetzes zu beteiligenden Behörden zentral geregelt. Hierzu wird der Rege-
lungsgehalt des bisherigen § 5 Absatz 5 Satz 3 bis 6 des Waffengesetzes in eine geson-
derte Vorschrift überführt und um eine Nachberichtspflicht von örtlichen Polizeidienststel-
len, Bundespolizei und Zollkriminalamt ergänzt. Schließlich werden in einem neuen § 6b 
Mitteilungspflichten weiterer Behörden geregelt. In den Regelungen des neu eingefügten § 
6c sowie den Änderungen des § 17 Absatz 1 Bundesjagdgesetz wird festgeschrieben, dass 
die Waffenbehörden für die Zuverlässigkeitsüberprüfung auch von Jagdscheininhabern zu-
ständig sind und relevante Erkenntnisse an die Jagdbehörden zu übermitteln haben. 

Durch die genannten Verbesserungen im Bereich der Zuverlässigkeits- und Eignungsprü-
fung wird gewährleistet, dass die zuständigen Waffenbehörden in optimaler Weise über 
relevante Erkenntnisse anderer Behörden, die Antragsteller beziehungsweise Inhaber waf-
fenrechtlicher Erlaubnisse betreffend, informiert werden. Hierdurch wird der Schutz der Be-
völkerung vor dem Missbrauch von Waffen verbessert, indem noch wirksamer als bislang 
verhindert wird, dass unzuverlässige oder ungeeignete Personen in den Besitz legaler Waf-
fen gelangen bzw. diese behalten können.  

Neben den Änderungen bei der Zuverlässigkeits- und Eignungsprüfung von Waffenbesit-
zern wird eine Ergänzung des § 55 Absatz 3 des Waffengesetzes vorgenommen, die es 
inländischen Behörden erlaubt, auch Bedienstete zwischen- und überstaatlicher Einrichtun-
gen vom Waffengesetz freizustellen. Hierdurch wird die internationale Zusammenarbeit im 
Bereich der Sicherheitsbehörden erleichtert. 

Außerdem wird durch eine Änderung in § 10 Absatz 4 Satz 4 WaffG neben dem Führen 
auch der Erwerb und der Besitz einer Schreckschuss-, Reizstoff- oder Signalwaffen an das 
Innehaben eines Kleinen Waffenscheines geknüpft; selbiges gilt für Armbrüste. Um eine 
Kriminalisierung bestimmter bislang legaler Verhaltensweisen zu vermeiden, werden Altfall- 
und Übergangsregelungen eingeführt.  

Durch Änderungen in § 19 Absatz 1 des Bundesjagdgesetzes sowie in § 40 Absatz 3 des 
Waffengesetzes wird es Jägern zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest und be-
stimmter invasiver Arten ermöglicht, Nachtziel- und Nachtsichtgeräte einschließlich Infra-
rotaufhellern sowie Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles zu nutzen. 
Flankierend wird durch die Änderung in § 15 Bundesjagdgesetz festgeschrieben, dass 
Kenntnisse über die nunmehr zulässige Technik in der Jägerprüfung zu vermitteln sind.  

Durch das Verbot kriegswaffenähnlicher halbautomatischer Feuerwaffen soll die Verfügbar-
keit dieser Waffen verringert werden. Diese Waffen wirken besonders anziehend auf be-
stimmte Personenkreise und Tätergruppen, welche für Amok- und Terrortaten eine hohe 
Relevanz aufweisen. Die terroristischen Anschläge von Utoya, Norwegen sowie Christ-
church, Neuseeland, wurden mit solchen Waffen verübt. Wegen der Manifeste der Täter im 
Internet ist eine Nachahmung nicht auszuschließen.  

Weiterhin wird durch die Einführung des § 27 Absatz 2a WaffG das Schießen auf ortsfesten 
Schießstätten mit erlaubnispflichtigen Waffen für Jedermann reglementiert, um den Gefah-
ren, die mit dem uneingeschränkten Gebrauch von Schusswaffen einhergehen, Rechnung 
zu tragen. 

Ebenso leistet die Einführung einer erneuten Waffenamnestie in § 58 Absatz 28 einen Bei-
trag zur Stärkung der öffentlichen Sicherheit, da dadurch das Gesamtaufkommen illegaler 
Waffen verringert werden wird. 
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C. Alternativen 

Keine.  

Mit einem Verzicht auf die Umsetzung der vorgesehenen Verbesserungen bei der waffen-
rechtlichen Zuverlässigkeits- und Eignungsprüfung bestünde das Risiko, dass trotz der be-
stehenden Abfragemöglichkeiten relevantes Behördenwissen zum Teil nicht genutzt wer-
den könnte und daher Personen, die nicht über die erforderliche Zuverlässigkeit oder per-
sönliche Eignung verfügen, von den Waffenbehörden nicht erkannt werden könnten. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Dem Bund (Zollverwaltung) entstehen durch das Gesetz im Jahr 2022 Ausgaben in Höhe 
von rund 544 000 Euro sowie ab dem Jahr 2023 jährliche Ausgaben in Höhe von 1,004 
Millionen Euro. 

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 
08 ausgeglichen werden. 

Für die Bundespolizei entsteht durch das Gesetz personell ein dauerhafter Mehrbedarf von 
zwei Planstellen mD. Der Mehrbedarf für die Bundespolizei soll finanziell und stellenmäßig 
im Einzelplan 06 ausgeglichen werden.  

Die entstehenden Mehraufwände sind in den betroffenen Einzelplänen jeweils gegenzufi-
nanzieren.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Veränderungen des jährlichen Zeitaufwands (in Stunden): 741 580 

Veränderungen des jährlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro):  13 533 

Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden):  7 444 000 

Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro):  148 588 

Insbesondere aufgrund der Nachweispflicht einer zulässigen Waffennutzung auf Schieß-
ständen, des Wegfalls der Altersgrenze bei der verpflichtenden Vorlage eines Zeugnisses 
über die geistige Eignung und des Bedarfs eines Kleinen Waffenscheins für den Erwerb 
und Besitz von Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen sowie Armbrüsten entsteht 
den Bürgerinnen und Bürgern ein zusätzlicher jährlicher Zeitaufwand in Höhe von rund 
741 580 Stunden und ein Sachaufwand von rund 13 533 000 Euro. Einmalig fallen ein Zeit-
aufwand von 7 444 000 Stunden und ein Sachaufwand von rund 148 588 000 Euro an, bei-
nahe ausschließlich für den Nachholbedarf Kleiner Waffenscheine. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): 3 757 

davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): 0 



 - 4 - Bearbeitungsstand: 09.01.2023  10:40 

Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 4 709 

davon Einmalige Informationspflicht (in Tsd. Euro): 4 468 

davon Anpassung von Produkten, Fertigungsprozessen und Be-
schaffungswegen (in Tsd. Euro): 

241 

Für die Wirtschaft ergibt sich eine Änderung des jährlichen Erfüllungsaufwands in Höhe von 
rund 3 757 000 Euro. Insgesamt entsteht ein einmaliger Aufwand von rund 4 709 000 Euro. 
Darunter sind 4 468 000 Euro der Kategorie Einmalige Informationspflicht und 241 000 Euro 
der Kategorie Anpassung von Produkten, Fertigungsprozessen und Beschaffungswegen  
zuzuordnen. Die Änderungen wirken sich nicht auf die Bürokratiekosten aus Informations-
pflichten aus. Der laufende Aufwand ergibt sich aus Waffenerlaubniskontrollen in Schieß-
ständen und der einmalige Aufwand entsteht durch das Einstufungsverfahren kriegsähnli-
cher Waffen und sich daraus ergebenden Konsequenzen. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro):   15 190  

  davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro):   1 370 

  davon auf Landesebene (in Tsd. Euro):  13 820 

Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro):  78 728 

  davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro):   60 930 

  davon auf Landesebene (in Tsd. Euro):   17 798 

Für die Verwaltung ändert sich der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 15 190 000 Euro. 
Der einmalige Erfüllungsaufwand beträgt rund 78 728 000 Euro. Davon entfallen 1 370 000 
Euro jährlicher und 60 930 000 Euro einmaliger Erfüllungsaufwand auf den Bund und 
13 820 000 Euro jährlicher und 17 798 000 Euro einmaliger Erfüllungsaufwand auf die Län-
der (inkl. Kommunen). Die Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands basiert haupt-
sächlich auf den neu abzufragenden Behörden im Rahmen der Prüfungen auf Zuverlässig-
keit und persönliche Eignung, die Erteilung Kleiner Waffenscheine und die Ausstellung von 
Nachweisen, dass kein Waffenverbot vorliegt, um Schießstände betreten zu dürfen. Der 
einmalige Aufwand ist insbesondere auf das Einstufungsverfahren bezüglich kriegsähnli-
cher Waffen und die damit zusammenhängende Bearbeitung von Anträgen gemäß § 40 
Abs. 4 WaffG, die Erteilung Kleiner Waffenscheine und die Entgegennahme von Waffen 
aufgrund der Waffenamnestie und Rückgabe von Schreckschuss-, Reizstoff- und Signal-
waffen sowie Armbrüsten zurückzuführen. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern und 
für Heimat 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung waffenrechtlicher Personen-
überprüfungen und zur Änderung weiterer Gesetze 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Waffengesetzes 

Das Waffengesetz vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), das 
zuletzt durch Artikel 228 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 6 folgende Angaben zu den §§ 
6a bis c eingefügt: 

„§ 6a Nachbericht 

§ 6b Mitteilungspflichten anderer Behörden 

§ 6c Mitteilungspflichten der Waffenbehörden an die Jagdbehörden“. 

2. Dem § 2 wird nach Absatz 5 folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die nach Absatz 5 zuständige Behörde ist befugt, von Amts wegen Einstu-
fungsentscheidungen für Modellreihen von Waffen nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 
1.2.1.3 zu treffen. Absatz 5 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.“  

3. § 4 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

(5) „ Die zuständige Behörde kann das persönliche Erscheinen des Antragstellers 
anordnen. Sie kann in begründeten Einzelfällen das persönliche Erscheinen des Er-
laubnisinhabers anordnen.“ 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Nummer 2 letzter Halbsatz wird das Wort 
„zehn“ durch das Wort „fünfzehn“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 werden die Wörter 
„Tatsachen die Annahme rechtfertigen“ durch die Wörter „tatsächliche Anhalts-
punkte vorliegen“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Nummer 1 letzter Halbsatz, in Nummer 3 erster Halbsatz und in Num-
mer 4 wird das Wort „fünf“ durch das Wort „zehn“ ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
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3. „ die Stellungnahmen der zuständigen Behörde der Landespolizei oder der 
zentralen Polizeidienststelle oder des zuständigen Landeskriminalamtes 
sowie der in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespoli-
zeigesetzes bestimmten Bundespolizeibehörde und des Zollkriminalam-
tes, ob tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die Bedenken gegen die 
Zuverlässigkeit begründen; die zuständige Behörde der Landespolizei o-
der die zentrale Polizeidienststelle oder das zuständige Landeskriminal-
amt und die in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundes-
polizeigesetzes bestimmte Bundespolizeibehörde schließen in ihrer Stel-
lungnahme das Ergebnis der von ihnen vorzunehmenden Prüfung nach 
Absatz 2 Nummer 4 ein.“ 

bb) In Satz 1 Nummer 4 werden die Wörter „Tatsachen bekannt sind“ durch die 
Wörter „tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen“ ersetzt. 

cc) Die Sätze 3 bis 6 werden aufgehoben. 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden die Wörter „Tatsachen die Annahme rechtfertigen“ 
durch die Wörter „tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen“ ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die zuständige Behörde holt die Stellungnahme der folgenden Behörden ein, ob 
dort Erkenntnisse nach den Sätzen 1 und 2 vorliegen:  

1. der zuständigen Behörde der Landespolizei oder der zentralen Polizeidienst-
stelle oder des zuständigen Landeskriminalamtes, 

2. der Polizeidienststellen der innegehabten Wohnsitze im Inland der betroffenen 
Person, beschränkt auf die letzten fünf Jahre vor Durchführung der Prüfung 
der persönlichen Eignung, 

3. der in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes 
bestimmten Bundespolizeibehörde, 

4. des Zollkriminalamts, 

5. der für den Wohnsitz der betroffenen Person zuständigen Gesundheitsbe-
hörde sowie 

6. der Gesundheitsbehörden, die für die inländischen Wohnsitze zuständig sind, 
die die betroffene Person in den letzten fünf Jahren vor Durchführung der Prü-
fung der persönlichen Eignung innehatte.“ 

c) In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Personen, die noch nicht das 25. Le-
bensjahr vollendet haben,“ durch das Wort „Antragsteller“ ersetzt.  

6. Nach § 6 werden die folgenden §§ 6a bis c eingefügt: 

„§ 6a 

Nachbericht 

(1) Erlangt die für die Auskunft nach § 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 zuständige 
Verfassungsschutzbehörde im Nachhinein für die Beurteilung der Zuverlässigkeit nach 
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§ 5 Absatz 2 Nummer 2 und 3 bedeutsame Erkenntnisse, teilt sie dies der zuständigen 
Behörde unverzüglich mit (Nachbericht). Zu diesem Zweck speichert sie Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Geburtsname, Geschlecht, Geburtsort, Geburtsland, Wohnort 
und Staatsangehörigkeit der betroffenen Person, Ausstellungsdatum sowie Befristung 
der Erlaubnis, Art der Erlaubnis, Behördenkennziffer der anfragenden Behörde sowie 
Aktenfundstelle in den gemeinsamen Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes.  

(2) Erlangen die in § 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 genannten Behörden im Nach-
hinein Erkenntnisse über Tatsachen nach § 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 oder erlangen 
die in § 6 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 4 genannten Behörden im Nachhinein Er-
kenntnisse über Tatsachen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2, so sind sie zum Nachbe-
richt verpflichtet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die dort 
genannten Daten zu speichern sind oder durch andere Maßnahmen sicherzustellen ist, 
dass diese Daten für die Erfüllung der Nachberichtspflicht bereitstehen.  

(3) Lehnt die zuständige Behörde einen Antrag ab oder nimmt sie eine erteilte 
Erlaubnis zurück oder widerruft diese oder fällt die Nachberichtspflicht aus einem an-
deren Grund weg, so hat sie die nach den Absätzen 1 und 2 zum Nachbericht verpflich-
teten Behörden mit Angabe des Grundes hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 
In diesem Fall sind die nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 gespeicherten Daten 
unverzüglich von diesen Behörden zu löschen. Im Übrigen sind die gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten drei Monate nach Ende der regelmäßigen Gültigkeitsdauer ei-
ner Zuverlässigkeitsüberprüfung, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Anfrage durch die 
zuständige Behörde, zu löschen. 

§ 6b 

Mitteilungspflichten anderer Behörden 

Erlangen andere als die in den §§ 5 und 6 genannten Behörden Kenntnis vom 
Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte, dass eine Person nicht über die erforderliche 
Zuverlässigkeit nach § 5 verfügt oder dass bei dieser Person aufgrund einer psychi-
schen Störung eine konkrete Selbst- oder Fremdgefährdung oder Wahnvorstellungen 
bestehen, so informieren sie die örtliche Waffenbehörde zur Prüfung, ob die betroffene 
Person Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis ist oder einen entsprechenden An-
trag gestellt hat. Hierzu darf die andere Behörde, soweit bekannt, Namen, Vornamen, 
Geburtsdatum und Wohnanschrift der betroffenen Person an die örtliche Waffenbe-
hörde übermitteln. Die örtliche Waffenbehörde bestätigt den Eingang. Ist die örtliche 
Waffenbehörde nach Satz 1 nicht die nach § 49 für die betreffende Person zuständige 
Waffenbehörde, so übermittelt sie die von der anderen Behörde empfangenen Daten 
unverzüglich an die zuständige Waffenbehörde; die von der anderen Behörde empfan-
genen Daten sind unverzüglich zu löschen. Ergibt die Prüfung der zuständigen Waf-
fenbehörde, dass die betreffende Person Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis ist 
oder einen entsprechenden Antrag gestellt hat, übermittelt die andere Behörde der zu-
ständigen Waffenbehörde auf deren Ersuchen unverzüglich ihre Erkenntnisse nach 
Satz 1 über diese Person. Ist die betreffende Person kein Inhaber einer waffenrechtli-
chen Erlaubnis, hat die Waffenbehörde die empfangenen personenbezogenen Daten 
unverzüglich nach der Prüfung zu löschen.  
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§ 6c 

Mitteilungspflichten der Waffenbehörden an die Jagdbehörden 

Stellt die Waffenbehörde fest, dass eine Person mit besonders anzuerkennenden 
persönlichen oder wirtschaftlichen Interessen als Jäger (Bedürfnisgrund) die erforder-
liche Zuverlässigkeit nach § 5 oder die persönliche Eignung nach § 6 nicht mehr besitzt, 
so informiert die Waffenbehörde die zuständige Jagdbehörde hierüber unverzüglich.“ 

7. In § 10 Absatz 4 Satz 4 werden nach dem Wort „zum“ die Wörter „Erwerb, Besitz und“ 
und nach dem Wort „Signalwaffen“ die Wörter „sowie zum Erwerb und Besitz von Arm-
brüsten“ eingefügt.  

8. Nach § 27 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Personen, die nicht Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse sind, ist das Schie-
ßen auf ortsfesten Schießstätten nur gestattet mit: 

1. Schusswaffen, deren Erwerb und Besitz erlaubnisfrei ist, 

2. den in § 14 Absatz 6 genannten erlaubnispflichtigen Schusswaffen, 

a) sofern es sich um mehrschüssige Kurz- und Langwaffen mit Zündhütchenzün-
dung (Perkussionswaffen) handelt oder 

b) sofern es sich um Einzellader-Langwaffen mit glatten Läufen im Kaliber 12 
oder kleiner und maximaler Ladekapazität von zwei Schuss handelt oder 

c) sofern es sich um andere genannte Waffen für Munition mit Randfeuerzün-
dung bis zu einem Kaliber von 5,6 mm lfB (.22 lr.) handelt, wenn die Mün-
dungsenergie höchstens 200 Joule (J) beträgt. 

Für das Schießen mit anderen als den in Satz 1 genannten Waffen hat die Person dem 
Schießstättenbetreiber oder der verantwortlichen Aufsichtsperson nachzuweisen, dass 
sie Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis oder nicht mit einem Waffenverbot nach 
§ 41 belegt ist. In Fällen des Satzes 2 ist der Schießstättenbetreiber oder die verant-
wortliche Aufsichtsperson verpflichtet, sich zur Überprüfung der Identität der Person 
einen gültigen amtlichen Ausweis vorlegen zu lassen. Personen, die mit einem Waf-
fenverbot belegt sind, ist das Schießen auf Schießstätten untersagt.“  

9. Dem § 36 wird folgender Absatz 3a angefügt: 

„(3a) Sofern der Besitzer von erlaubnispflichtigen Schusswaffen, Munition oder ver-
botenen Waffen diese nicht im Zuständigkeitsbereich der nach § 49 Absatz 1 Nummer 
1 Buchstabe a zuständigen Behörde verwahrt, hat diese die für den Verwahrungsort 
zuständige Behörde hierüber zu unterrichten.“ 

10. § 40 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 4 wird wie folgt gefasst:  

„Inhaber eines gültigen Jagdscheins im Sinne von § 15 Absatz 2 in Verbindung 
mit Absatz 1 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes dürfen abweichend von § 2 Absatz 
3 für jagdliche Zwecke Umgang mit Vorrichtungen, die das Ziel beleuchten, nach 
Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.1 und Nachtsichtvorsätzen und Nachtsich-
taufsätzen nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.2 haben, soweit die Verwen-
dung nicht nach § 15 Absatz 1 Nummer 5 des Bundesjagdgesetzes verboten ist.“ 
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b) In Satz 5 werden die Wörter „Nachtsichtvorsatzgeräten und Nachtsichtaufsätzen“ 
durch die Wörter „Gegenständen nach Satz 4“ ersetzt. 

11. Dem § 43 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„§ 30 der Abgabenordnung steht der Übermittlung nicht entgegen. Die in § 6 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 5 und 6 genannten Gesundheitsbehörden haben der zuständigen Be-
hörde auf Ersuchen die Erkenntnisse mitzuteilen, die Bedenken gegen die persönliche 
Eignung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 begründen.“ 

12. Dem § 44 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Waffenerlaubnisbehörden übermitteln diese Daten an die zuständigen Verfas-
sungsschutzbehörden.“ 

13. In § 48 Absatz 3 wird die Angabe „Abs. 5“ durch die Angabe „Absatz 5 und 6“ ersetzt. 

14. § 51 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „1.2.1.1“ wird das Wort „oder“ gestrichen und ein Komma einge-
fügt. 

b) Nach der Angabe „1.2.1.2“ wird die Angabe „oder 1.2.1.3“ eingefügt. 

15. § In 55 Absatz 3 werden nach den Wörtern „Bedienstete anderer Staaten“ die Wörter 
„sowie von zwischen- oder überstaatlichen Einrichtungen“ und nach den Wörtern „die 
zwischenstaatliche Vereinbarung“ die Wörter „, die Vereinbarung mit der zwischen- o-
der überstaatlichen Einrichtung“ eingefügt. 

16. Dem § 58 werden nach Absatz 23 folgende Absätze 24 bis 28 angefügt: 

(24) „ Hat jemand am [Einsetzen: Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] eine Feu-
erwaffe nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.1.3 besessen, die er vor diesem Tag 
erworben hat, so wird das Verbot ihm gegenüber in Bezug auf diese Feuerwaffe nicht 
wirksam, wenn er diese Waffe so verändert, dass sie nicht mehr ihrer äußeren Form 
nach den Anschein einer vollautomatischen Selbstladewaffe hervorruft, die Kriegs-
waffe im Sinne des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen ist, sie unbrauchbar 
macht, einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienststelle 
überlässt oder einen Antrag nach § 40 Absatz 4 stellt. § 46 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 
5 findet entsprechend Anwendung. 

(25) Wer eine am [Einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] unerlaubt 
besessene Waffe bis [Einsetzen: Datum des Inkrafttretens des Gesetzes plus 18 Mo-
nate] unbrauchbar macht, einem Berechtigten oder der zuständigen Behörde oder ei-
ner Polizeidienststelle überlässt, wird nicht wegen unerlaubten Erwerbs, unerlaubten 
Besitzes, unerlaubten Führens oder unerlaubten Verbringens bestraft. Satz 1 gilt nicht, 
wenn 

1. vor der Unbrauchbarmachung, Überlassung oder Übergabe dem bisherigen Besit-
zer der Waffe die Einleitung des Straf- oder Bußgeldverfahrens wegen der Tat be-
kannt gegeben worden ist oder  

2. der Verstoß im Zeitpunkt der Unbrauchbarmachung, Überlassung oder Übergabe 
ganz oder zum Teil bereits entdeckt war und der bisherige Besitzer dies wusste 
oder bei verständiger Würdigung der Sachlage damit rechnen musste.  

Für Personen, die nach Satz 1 nicht bestraft werden, bleibt der unerlaubte Erwerb, der 
unerlaubte Besitz, das unerlaubte Führen oder das unerlaubte Verbringen in Bezug auf 
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ihre im Verwaltungsverfahren zu beurteilende waffenrechtliche Zuverlässigkeit sankti-
onslos. 

(26) Bis zum Ablauf des [Einsetzen: Datum des letzten Tages des sechsunddrei-
ßigsten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] ist jedermann, in dessen Be-
sitz sich eine Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffe oder eine Armbrust befindet, 
verpflichtet, den Besitz bei der zuständigen Behörde anzuzeigen und gleichzeitig einen 
Kleinen Waffenschein zu beantragen. Dies gilt nicht für Personen, die eine Schreck-
schuss-, Reizstoff- oder Signalwaffe bereits vor dem 1. Januar 2000 besessen haben. 
Unbenommen bleibt Personen, die im Besitz von Schreckschuss-, Reizstoff- und Sig-
nalwaffen oder Armbrüsten sind, die Möglichkeit, diese bis zum Ablauf des [Einsetzen: 
Datum des letzten Tages des sechsunddreißigsten auf die Verkündung folgenden Ka-
lendermonats] einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienst-
stelle zu überlassen. 

(27) Personen, die bereits eine Erlaubnis zum Führen von Schreckschuss-, Reiz-
stoff-und Signalwaffen nach § 10 Absatz 4 Satz 4 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), zuletzt geändert durch 
Artikel 228 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), in Verbindung mit 
Anlage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 3 Nummer 2 und 2.1 haben, sind verpflichtet, die 
Sachkundeprüfung für das Führen bis zum Ablauf des [Einsetzen: Datum des letzten 
Tages des sechsunddreißigsten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] nach-
zuholen und dies der für sie zuständigen Waffenbehörde anzuzeigen. Unbenommen 
bleibt Personen, die im Besitz von Schreckschuss-, Reizstoff-und Signalwaffen sind, 
die Möglichkeit, diese bis zum Ablauf des [Einsetzen: Datum des letzten Tages des 
sechsunddreißigsten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] einem Berech-
tigten, der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienststelle zu überlassen. Die Ver-
pflichtung zum Nachholen der Sachkundeprüfung gilt auch für Personen, die im Besitz 
einer Armbrust sind. Satz 1 2. Halbsatz und Satz 2 gelten entsprechend.  

(28) Wer eine am [Einsetzen: Datum des ersten Tages des siebenunddreißigsten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] unerlaubt besessene Waffe oder un-
erlaubt besessene Munition bis zum [Einsetzen: Datum des letzten Tages des neunu-
ndvierzigsten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] der zuständigen Be-
hörde oder einer Polizeidienststelle übergibt, wird nicht wegen unerlaubten Erwerbs, 
unerlaubten Besitzes, unerlaubten Führens auf dem direkten Weg zur Übergabe an die 
zuständige Behörde oder Polizeidienststelle oder wegen unerlaubten Verbringens be-
straft. Der vormalige unerlaubte Erwerb, der vormalige unerlaubte Besitz oder das vor-
malige unerlaubte Führen oder das unerlaubte Verbringen der Waffen oder Munition, 
bleiben für die Personen, die die Gegenstände nach Satz 1 einer zuständigen Behörde 
oder einer Polizeidienststelle übergeben haben, in Bezug auf ihre im Verwaltungsver-
fahren zu beurteilende waffenrechtliche Zuverlässigkeit sanktionslos.“  

17. In Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 wird nach Nummer 1.6.3 folgende Nummer 
1.7 eingefügt: 

„1.7 kriegswaffenähnliche halbautomatische Feuerwaffen sind Schusswaffen, 
die ihrer äußeren Form nach den Anschein einer vollautomatischen Selbstladewaffe, 
die Kriegswaffe im Sinne des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen ist, hervor-
rufen.“ 

18. Anlage 2 Abschnitt 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1.2.1.2 wird folgende Nummer 1.2.1.3 eingefügt: 

„1.2.1.3 kriegswaffenähnlichen halbautomatischen Feuerwaffen im Sinne der Anlage 
1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nummer 1.7“. 
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19. Anlage 2 Abschnitt 2 wird wie folgt geändert: 

a) Unterabschnitt 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Die Nummern 1.3, 1.4 und 1.8 werden aufgehoben. 

bb) Die Nummern 1.5 bis 1.7 werden die Nummern 1.3 bis 1.5 und die Nummern 
1.9 bis 1.10 werden die Nummern 1.6 bis 1.7. 

cc) Die Nummer 3.2 wird aufgehoben; die Nummer 3.3 wird die Nummer 3.2.  

dd) Die Nummer 4.2 wird aufgehoben.  

ee) Die Nummer 7.7 wird aufgehoben. 

b) Unterabschnitt 3 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Angabe „Sachkunde-,“ wird gestrichen. 

bbb) Die Angabe „§ 4 Abs. 1 Nr. 3 bis 5“ wird durch die Angabe „§ 4 Absatz 
1 Nummer 4 bis 5“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2.1 wird die Angabe „Nr. 1.3“ durch die Angabe „Nummer 7.2“ 
ersetzt. 

cc) Nach Nummer 2.1 wird folgende Nummer 2.2 eingefügt: 

„2.2 Armbrüste“. 

Artikel 2 

Änderung des Bundesjagdgesetzes 

Das Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1976 
(BGBl. I S. 2849), das zuletzt durch Artikel 291 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 
S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In § 15 Absatz 5 Satz 1 zweiter Halbsatz werden die Wörter „von Jagdwaffen (ein-
schließlich Faustfeuerwaffen)“ durch die Wörter „, Handhabung und Aufbewahrung von 
Jagdwaffen einschließlich Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles 
sowie Nachtziel- und Nachtsichtgeräten und Kurzwaffen“ ersetzt.  

2. Nach § 17 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:  

„Die zuständige Behörde hat bei der nach § 48 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 des 
Waffengesetzes für die Ausführung des Waffengesetzes zuständigen Behörde eine 
Auskunft einzuholen, ob die Zuverlässigkeit und die persönliche Eignung im Sinne der 
§§ 5 und 6 des Waffengesetzes gegeben sind.“ 

3. In § 19 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a werden nach der Angabe „fangen;“ die Wörter 
„das Verbot, künstliche Lichtquellen, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten 
des Zieles, einschließlich Infrarotaufhellern, oder Nachtzielgeräten, die einen Bild-
wandler oder eine elektronische Verstärkung besitzen und für Schusswaffen bestimmt 
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sind, beim Fang oder Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder zu nutzen, umfasst 
nicht die Verwendung künstlicher Lichtquellen, von Vorrichtungen zum Anstrahlen oder 
Beleuchten des Zieles, einschließlich Infrarotaufhellern, oder von Nachtzielgeräten, die 
einen Bildwandler oder eine elektronische Verstärkung besitzen und für Schusswaffen 
bestimmt sind, bei der Jagd auf Schwarzwild sowie auf invasive gebietsfremde Arten 
von unionsweiter Bedeutung, die im Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 
2016/1141 der Kommission vom 13. Juli 2016 zur Annahme einer Liste invasiver ge-
bietsfremder Arten von unionsweiter Bedeutung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 189 vom 14.7.2016, 
S. 4), die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 2019/1262 (ABl. L 199 vom 
26.7.2019, S. 1) geändert worden ist, aufgeführt sind;“ angefügt. 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 

und über das Bundesamt für Verfassungsschutz (Bundesverfas-
sungsschutzgesetz - BVerfSchG) 

Das Bundesverfassungsschutzgesetz vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2954, 
2970), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juli 2021 (BGBl. I S. 2274) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 12 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „zehn“ durch das Wort „fünfzehn“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung 

Die Allgemeine Waffengesetz-Verordnung vom 27. Oktober 2003 (BGBl. I S. 2123), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 1. September 2020 (BGBl. I S. 1977) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

4. „ über die sichere Handhabung von Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaf-
fen einschließlich ausreichender Fertigkeiten zum Verschießen der Kartu-
schen- bzw. pyrotechnischen Munition.“ 

2. § 4 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2. „ der zur Vorlage eines Gutachtens verpflichtet ist, weil er erstmalig eine erlaubnis-
pflichtige Schusswaffe, ausgenommen Schusswaffen der in § 14 Absatz 1 Satz 2 
des Waffengesetzes genannten Art, erwerben und besitzen will,“. 
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Artikel 5 

Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten der Bundes-
polizeibehörden 

§ 1 Absatz 3 Nummer 1 der Verordnung über die Zuständigkeiten der Bundespolizei-
behörden vom 22. Februar 2008 (BGBl. I S. 250), die zuletzt durch Artikel 28 der Verord-
nung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In Buchstabe g wird das Semikolon am Ende durch ein Komma ersetzt. 

2. Nach Buchstabe g wird der folgende Buchstabe h eingefügt: 

„h) § 5 Absatz 5 und § 6 Absatz 1 des Waffengesetzes;“. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am … [einsetzen: erster Tag des siebten auf die Verkündung folgenden 
Monats] in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Bereits mit dem „Dritten Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes und weiterer Vorschrif-
ten“ vom 17. Februar 2020 wurden wichtige Anpassungen des Waffenrechts vorgenom-
men, um zu verhindern, dass Extremisten legal in den Besitz von Waffen gelangen bzw. 
diese behalten können. Hierzu wurde u.a. eine Regelabfrage der Waffenbehörden bei den 
Verfassungsschutzbehörden im Rahmen der Überprüfung der Zuverlässigkeit eines An-
tragstellers oder Erlaubnisinhabers eingeführt. Dies wurde mit einer Nachberichtspflicht der 
Verfassungsschutzbehörden wirksam flankiert. 

Im Nachgang zum Terroranschlag von Hanau am 19. Februar 2020 hat das Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat unter Einbeziehung eines Berichts einer Arbeitsgruppe 
des Bundeskriminalamts und der Landeskriminalämter geprüft, ob weiterer gesetzgeberi-
scher Verbesserungsbedarf im Hinblick auf die Erkennung von Extremisten sowie Perso-
nen mit auf einer psychischen Störung basierender Eigen- oder Fremdgefährdung unter 
den Waffenbesitzern besteht. Hierbei hat sich gezeigt, dass ergänzende Anpassungen des 
Waffengesetzes geboten sind, um sicherzustellen, dass den Waffenbehörden bei der Über-
prüfung von Zuverlässigkeit und persönlicher Eignung eines Waffenbesitzers bzw. Erlaub-
nisinhabers das relevante Wissen anderer Behörden zeitnah und effizient zur Verfügung 
gestellt wird. Dies betrifft insbesondere die Bereitstellung von Erkenntnissen, die bei den 
Polizeibehörden des Bundes und der Länder, dem Zollkriminalamt sowie bei den örtlichen 
Gesundheitsbehörden vorliegen können. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die §§ 5 und 6 des Waffengesetzes werden überarbeitet. Bei der Prüfung der Zuverlässig-
keit nach § 5 des Waffengesetzes werden künftig die Bundespolizei und das Zollkriminalamt 
als durch die Waffenbehörden abzufragende Behörden ergänzt, um das dort vorhandene 
Behördenwissen in die Beurteilung einfließen zu lassen. Daneben wird eine Pflicht der Waf-
fenbehörden eingeführt, neben der zuständigen Behörde der Landespolizei oder der zent-
ralen Polizeidienststelle oder des zuständigen Landeskriminalamtes auch die Polizeidienst-
stellen der Wohnsitze der letzten fünf Jahre abzufragen, um sicherzustellen, dass auch im 
Fall eines Umzugs keine relevanten Erkenntnisse verloren gehen. 

Bei der Prüfung der persönlichen Eignung zum Waffenbesitz (§ 6 des Waffengesetzes) wird 
die bisherige „Soll-Vorschrift“ zur Beteiligung der örtlichen Polizeidienststelle zu einer ver-
pflichtenden Regelabfrage ausgebaut. Auch hier werden künftig ergänzend Bundespolizei 
und Zollkriminalamt einbezogen, da auch bei diesen Behörden für die Beurteilung der Eig-
nung eines Waffenbesitzers beziehungsweise Antragstellers relevante Erkenntnisse vorlie-
gen können. Ferner wird eine Regelabfrage bei den Gesundheitsbehörden eingeführt. Au-
ßerdem wird die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen oder fachpsychologischen Zeug-
nisses für alle Personen, die erstmalig eine waffenrechtliche Erlaubnis beantragen, ver-
pflichtend. Hierdurch soll die Erkenntnislage der Waffenbehörden noch weiter verbessert 
werden. Diesem Zweck dient auch die Änderung des § 4 Absatz 5 des Waffengesetzes, 
wonach die Anordnung des persönlichen Erscheinens des Antragstellers und Inhabers ei-
ner waffenrechtlichen Erlaubnis erleichtert wird. Darüber hinaus werden die Wohlverhal-
tensfristen in § 5 um jeweils fünf Jahre erhöht, wodurch die Entwaffnung von Extremisten 
durch die Übermittlung verwertbarer Daten durch die Verfassungsschutz- an die Waffenbe-
hörden verbessert wird.  
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In einem neu eingefügten § 6a wird künftig die Nachberichtspflicht der nach den §§ 5 und 
6 des Waffengesetzes zu beteiligenden Behörden zentral geregelt. Hierzu wird der Rege-
lungsgehalt des bisherigen § 5 Absatz 5 Satz 3 bis 6 des Waffengesetzes in eine geson-
derte Vorschrift überführt und um eine Nachberichtspflicht von örtlichen Polizeidienststel-
len, der in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 bestimmten Bundespolizeibehörde 
und Zollkriminalamt ergänzt. Schließlich werden in einem neuen § 6b Mitteilungspflichten 
weiterer Behörden geregelt. In den Regelungen des neu eingefügten § 6c sowie den Ände-
rungen des § 17 Absatz 1 Bundesjagdgesetz wird festgeschrieben, dass die Waffenbehör-
den für die Zuverlässigkeitsüberprüfung auch von Jagdscheininhabern zuständig sind und 
relevante Erkenntnisse an die Jagdbehörden zu übermitteln haben. 

Durch die genannten Verbesserungen im Bereich der Zuverlässigkeits- und Eignungsprü-
fung wird gewährleistet, dass die zuständigen Waffenbehörden in optimaler Weise über 
relevante Erkenntnisse anderer Behörden, die Antragsteller beziehungsweise Inhaber waf-
fenrechtlicher Erlaubnisse betreffend, informiert werden. Hierdurch wird der Schutz der Be-
völkerung vor dem Missbrauch von Waffen verbessert, indem noch wirksamer als bislang 
verhindert wird, dass unzuverlässige oder ungeeignete Personen in den Besitz legaler Waf-
fen gelangen bzw. diese behalten können.  

Neben den Änderungen bei der Zuverlässigkeits- und Eignungsprüfung von Waffenbesit-
zern wird eine Ergänzung des § 55 Absatz 3 des Waffengesetzes vorgenommen, die es 
inländischen Behörden erlaubt, auch Bedienstete zwischen- und überstaatlicher Einrichtun-
gen vom Waffengesetz freizustellen. Hierdurch wird die internationale Zusammenarbeit im 
Bereich der Sicherheitsbehörden erleichtert. 

Außerdem wird durch eine Änderung in § 10 Absatz 4 Satz 4 WaffG neben dem Führen 
auch der Erwerb und der Besitz einer Schreckschuss-, Reizstoff- oder Signalwaffen an das 
Innehaben eines Kleinen Waffenscheines geknüpft; selbiges gilt auch für Armbrüste. Um 
eine Kriminalisierung bestimmter bislang legaler Verhaltensweisen zu vermeiden, werden 
Altfall- und Übergangsregelungen in § 58 Absatz 25 bis 27 eingeführt.  

Durch Änderungen in § 19 Absatz 1 des Bundesjagdgesetzes sowie in § 40 Absatz 3 des 
Waffengesetzes wird es Jägern zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest und be-
stimmten invasiven Arten ermöglicht, Nachtziel- und Nachtsichtgeräte einschließlich Infra-
rotaufhellern sowie Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles zu nutzen. 
Flankierend wird durch die Änderung in § 15 Bundesjagdgesetz festgeschrieben, dass 
Kenntnisse über die nunmehr zulässige Technik in der Jägerprüfung zu vermitteln sind.  

Durch das Verbot kriegswaffenähnlicher halbautomatischer Feuerwaffen soll die Verfügbar-
keit dieser Waffen verringert werden. Diese Waffen wirken besonders anziehend auf be-
stimmte Personenkreise und Tätergruppen, welche für Amok- und Terrortaten eine hohe 
Relevanz aufweisen. Die terroristischen Anschläge von Utoya, Norwegen sowie Christ-
church, Neuseeland, wurden mit solchen Waffen verübt. Wegen der Manifeste der Täter im 
Internet ist eine Nachahmung nicht auszuschließen.  

Weiterhin wird durch die Einführung des § 27 Absatz 2a WaffG das Schießen auf ortsfesten 
Schießstätten mit erlaubnispflichtigen Waffen für Jedermann reglementiert, um den Gefah-
ren, die mit dem uneingeschränkten Gebrauch von Schusswaffen einhergehen, Rechnung 
zu tragen. 

Ebenso leistet die Einführung einer erneuten Waffenamnestie in § 58 Absatz 28 einen Bei-
trag zur Stärkung der öffentlichen Sicherheit, da dadurch das Gesamtaufkommen illegaler 
Waffen verringert werden wird. 

III. Alternativen 

Keine. 
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Mit einem Verzicht auf die Umsetzung der vorgesehenen Verbesserungen bei der waffen-
rechtlichen Zuverlässigkeits- und Eignungsprüfung bestünde das Risiko, dass trotz der be-
stehenden Abfragemöglichkeiten relevantes Behördenwissen zum Teil nicht genutzt wer-
den könnte und daher Personen, die nicht über die erforderliche Zuverlässigkeit oder per-
sönliche Eignung verfügen, von den Waffenbehörden nicht erkannt werden könnten. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Waffenrecht folgt aus Artikel 73 Absatz 
1 Nummer 12 des Grundgesetzes (GG). Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
das Bundesjagdgesetz (Artikel 2) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 28 GG. Die Gesetz-
gebungskompetenz für das Bundesverfassungsschutzgesetz (Artikel 3) ergibt sich aus Ar-
tikel 71 Absatz 1 Nummer 10 Buchstabe b GG.  

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Das Vorhaben ist mit dem Recht der Europäischen Union sowie mit den von der Bundes-
republik Deutschland geschlossenen völkerrechtlichen Verträgen vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Mit dem Gesetzentwurf ist keine Rechts- oder Verwaltungsvereinfachung verbunden. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Regelungsvorhaben trägt zur Erreichung der Ziele im Bereich Frieden und Sicherheit 
(Indikator 16.2) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei. Mit dem Entwurf werden die 
Voraussetzungen dafür geschaffen, dass der Waffenbesitz insbesondere von Extremisten 
sowie Personen mit auf einer psychischen Störung basierender Eigen- oder Fremdgefähr-
dung wirksamer unterbunden wird. Dies trägt dazu bei, dass die Gefährdung der Bevölke-
rung durch den Missbrauch von Schusswaffen reduziert wird. Damit entsprechen die Wir-
kungen des Regelungsvorhabens einer nachhaltigen Entwicklung. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Im Einzelnen: 

Für Tätigkeiten der ZEDA (Zentrale Stelle für Sicherheits- und Zuverlässigkeitsprüfungen) 
besteht ab dem Inkrafttreten ein jährlicher dauerhafter Bedarf an 6 Planstellen mD und 4 
Planstellen gD. 

Hieraus ergeben sich im Jahr 2022 Personalausgaben (Jahresbrutto, Personalnebenkos-
ten und Rücklagen für den Versorgungsfonds) in Höhe von rund 336 000 Euro und ab dem 
Jahr 2023 in Höhe von rund 671 000 Euro. 

Zusätzlich fallen für die Beamten personalbezogene Sachausgaben (aus der Sachkosten-
pauschale) im Jahr 2022 in Höhe von rund 124 000 Euro und ab dem Jahr 2023 in Höhe 
von jährlich rund 249 000 Euro an. 

Außerdem fallen jährlich Portokosten in Höhe von 84 000 Euro an. 
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der Auskunft einer Waffenbehörde mit Kosten von etwa 250 Euro sowie mit einem Zeitauf-
wand von 16 Stunden zu rechnen. Für die Beantragung des Kleinen Waffenscheins wird 
laut Zeitwerttabelle der Bürgerinnen und Bürger gemäß dem Leitfaden zur Ermittlung und 
Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung (nachfol-
gend nur als „Leitfaden“ bezeichnet), Seite 53, ein Zeitaufwand von insgesamt 30 Minuten 
pro Fall veranschlagt. Dies beinhaltet: sich mit der gesetzlichen Verpflichtung vertraut ma-
chen (5 Minuten), Informationen sammeln und zusammenstellen (5 Minuten), Formulare 
ausfüllen (15 Minuten) und Informationen an die zuständige Stelle übermitteln (5 Minuten). 
Bei Genehmigung durch die Behörde ist gemäß den Ausführungen in Bürgervorgabe 2 die 
Waffenerlaubnis vor Ort abzuholen. Waffenbehörden sind auf Kreisebene angesiedelt, so-
dass gemäß Leitfaden, Seite 58, den Bürgerinnen und Bürgern im Schnitt 22 Minuten Fahrt-
zeit und 3,10 Euro Sachkosten entstehen. Pro Fall ergibt das zusammen einen Zeitaufwand 
von 1 312 Minuten (300 + 960 + 30 + 22; etwa 22 Stunden) sowie 453,10 Euro Sachkosten 
(200 + 250 + 3,1).  

Die Zahl derer, die einen Waffenschein beantragen werden, ist schwer zu bestimmen. Ende 
2021 gab es nach Auskunft des Nationalen Waffenregisters 740 174 Erlaubnisse für einen 
Kleinen Waffenschein, also für Personen, die Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen 
führen dürfen. Es wird angenommen, dass die gleiche Anzahl an Personen Schreckschuss-
, Reizstoff- und Signalwaffen im Besitz hat, wofür bislang kein Waffenschein benötigt wurde. 
Diese Personenzahl muss, um die Waffen legal behalten zu dürfen, einen Kleinen Waffen-
schein nachholen. Erwartet wird, dass einige von diesen Personen bereits über eine andere 
waffenrechtliche Erlaubnis und so bereits über ein Zeugnis über die geistige Eignung ver-
fügen und einen Sachkundenachweis. Nach eigener Berechnung aus der Bundestags-
drucksache 19/8022 verfügt jede Waffeninhaberin und jeder Waffeninhaber über etwa 3 
Erlaubnisse, weshalb die Fallzahl hier durch drei genommen wird (740 174 / 3 = rund 
250 000). Laut einer befragten Waffenbehörde ist anzunehmen, dass alle Personen, die 
aktuell im Besitz einer Waffe sind und im Jahr 2000 bereits 18 Jahre alt waren und somit 
zum Erwerb einer Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffe berechtigt waren, angeben 
werden, die Waffe schon vor dem Jahr 2000 erlangt zu haben. Dies träfe also auf alle Per-
sonen ab 40 Jahren zu. Da keine Informationen darüber vorliegen, wie alt Waffenbesitze-
rinnen und Waffenbesitzer sind, wird angenommen, dass die Hälfte der Waffenbesitzerin-
nen und Waffenbesitzer 40 Jahre und älter sind, sodass die Fallzahl halbiert werden kann 
(250 000 / 2 = 125 000). Außerdem müssen alle Besitzerinnen und Besitzer von der Recht-
sänderung erfahren. Da hier von einem normkonformen Verhalten ausgegangen werden 
kann, ist aber anzunehmen, dass sich alle Betroffenen über die aktuelle Rechtslage infor-
mieren. Von den verbleibenden rund 125 000 wird erwartet, dass 90 % einen Waffenschein 
nachholen und 10 % die Waffe(n) abgeben werden. Somit ergibt sich rechnerisch eine Fall-
zahl von gerundet 110 000 (740 174 * 0,33 * 0,5 * 0,9).  

Im Deutschen Schützenbund gibt es 1,35 Millionen Sportschützinnen und -schützen und 8 
diesbezügliche olympische Disziplinen, wobei in einer dieser Disziplinen Armbrüste zum 
Einsatz kommen, sodass mit rund 169 000 Armbrustschützinnen und -schützen zu rechnen 
ist. Nach Aussage eines Armbrusthändlers gibt es rund 1,75 Millionen Armbrüste in 
Deutschland (https://www.youtube.com/watch?v=2t6R4CUDcuQ; Minute 3:55), wobei jede 
Waffenbesitzerin und jeder Waffenbesitzer im Schnitt 5,65 Waffen hat (siehe Bürgervor-
gabe 7), was unter der Annahme, dass es alles gleiche Waffen sind, rund 310 000 Arm-
brustschützinnen und -Schützen ergibt. Als Mittel wird von 240 000 Armbrustschützinnen 
und -schützen ausgegangen. Davon 90 % (wie oben) ergeben etwa 215 000 nachzuho-
lende Kleine Waffenscheine. Zusammen mit den 110 000 nachzuholenden Waffenscheinen 
aufgrund der SRS-Waffen ist mit insgesamt 325 000 Fällen zu rechnen.  

Bei insgesamt 325 000 Fällen ergibt sich für die Bürgerinnen und Bürger ein einmaliger 
Zeitaufwand für das Nachholen des Waffenscheins von gerundet 7,1 Millionen Stunden 
(325 000 * 1 312 / 60). Hinzu kommen einmalige Sachkosten in Höhe von insgesamt rund 
147,3 Millionen Euro (325 000 * 453,1). 
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verursacht und welche Laufbahngruppe die Fälle bearbeitet, werden folgende Laufbahn-
gruppen geschätzt sowie Zeitwerte des Leitfadens von Seite 61 und 62 für eine einfache 
Komplexität genutzt, da aufgrund des Waffenentzugs der Sachverhalt klar ist: formelle Prü-
fung der Information der Waffenbehörde (5 Minuten; mittlerer Dienst), Einarbeitung in die 
Vorgabe (2x2 Minuten; da Fälle selten sind: einmal mittlerer, einmal gehobener Dienst), 
Aufbereitung abschließender Informationen und Erstellung des Bescheids (5 Minuten; mitt-
lerer Dienst), Kopieren, Archivieren, Verteilen (10 Minuten mittlere Komplexität, da intern 
vermutlich einiges umgestellt werden muss; mittlerer Dienst), Überprüfung der Ergebnisse 
(4 Minuten; gehobener Dienst), Datenübermittlung (1 Minute; mittlerer Dienst) und Einholen 
fehlender Daten / Rückgabe des Jagdscheins (5 Minuten; mittlerer Dienst). Zusammen 
ergibt das 28 Minuten für den mittleren Dienst und 6 Minuten für den gehobenen Dienst, 
also insgesamt 34 Minuten. Gemäß dem Leitfaden, Seite 63, ergibt sich anhand dieser 
Gewichtung ein Lohnsatz auf Kommunalebene von 35,38 Euro. Die Daten werden aufgrund 
der bedeutenden Information vermutlich postalisch erfolgen, sodass pro Fall 1 Euro Sach-
kosten angesetzt werden. 

Zusammen ergibt das einen Personalaufwand von rund 300 Euro (16 * 34 / 60 * 35,38) und 
Sachkosten in Höhe von gerundet 20 Euro (16 * 1), sodass der Erfüllungsaufwand insge-
samt 320 Euro beträgt.  

5. Weitere Kosten 

Weitere Kosten für die Wirtschaft oder sonstige Auswirkungen, insbesondere auf Einzel-
preise oder das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Die Regelungen sind inhaltlich geschlechtsneutral. Auswirkungen von gleichstellungspoliti-
scher Bedeutung sind nicht zu erwarten. Das Vorhaben führt nicht zu finanziellen Belastun-
gen für künftige Generationen. Auswirkungen in Bezug auf die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse sind nicht zu erwarten. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung ist nicht vorgesehen, da die Vorschriften auf dauerhafte Anwendung ange-
legt sind. Es ist beabsichtigt, die Änderungen im Rahmen der Sitzungen der Waffenrechts-
referentinnen und Waffenrechtsreferenten des Bundes und der Länder nach Ablauf von fünf 
Jahren auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen. Ziel der Gesetzesnovelle ist die Verbesse-
rung der Überprüfung von Antragstellern bzw. Erlaubnisinhabern auf ihre waffenrechtliche 
Zuverlässigkeit und Eignung. Messbares Kriterium für die Zielerreichung ist die Zahl der 
Fälle, in denen ein Antrag mangels Zuverlässigkeit und/oder Eignung abgelehnt oder eine 
bereits erteilte Erlaubnis später widerrufen wird. Steigen diese Zahlen, ist von einer Ver-
besserung im Sinne einer feinmaschigeren Überprüfung auszugehen. Erkenntnisquelle 
sind die Daten über erteilte bzw. widerrufene Erlaubnisse, die bei den Waffenbehörden der 
Länder vorliegen. Auf der Basis der so gewonnenen Erkenntnisse wird das Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat einen Evaluierungsbericht erstellen, der veröffentlicht 
wird. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Waffengesetzes) 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht aufgrund der Einfü-
gung der neuen §§ 6a bis 6c. 

Zu Nummer 2 

Durch die Regelung wird das Bundeskriminalamt als die zuständige Behörde in die Lage 
versetzt, von Amts wegen für Modellreihen kriegswaffenähnlicher halbautomatischer Feu-
erwaffen Feststellungsbescheide zu erlassen. Diese sind dann allgemeinverbindlich für 
jede einzelne Waffe dieser Modellreihe. Die Feststellungsbescheide werden auch auf der 
Homepage des Bundeskriminalamtes veröffentlicht 

Zu Nummer 3 

Die Erkenntnislage der Waffenbehörden wird verbessert, indem sie nunmehr in die Lage 
versetzt werden, sich von Personen, die erstmalig Zugang zu erlaubnispflichtigen Schuss-
waffen und Munition begehren, ein persönliches Bild zu verschaffen. Dadurch können etwa 
aggressives Verhalten, geistige und körperliche Defizite oder andere Umstände, die für die 
Zuverlässigkeit und die persönliche Eignung von Bedeutung sind, erkannt werden.  

Die Anordnungsbefugnis bezieht sich auch auf Antragsteller, die bereits Inhaber einer waf-
fenrechtlichen Erlaubnis sind, aber eine weitere Erlaubnis begehren. Die Erweiterung des 
Waffenkontingents birgt ein potentielles Risiko für die öffentliche Sicherheit, weswegen sich 
die Waffenbehörde ein aktuelles Gesamtbild des Antragstellers verschaffen können soll.  

Bei Erlaubnisinhabern ist es ausreichend, das persönliche Erscheinen in begründeten Ein-
zelfällen anordnen zu können, da diese den Waffenbehörden schon hinlänglich, z.B. durch 
Aufbewahrungskontrollen, bekannt sein dürften. 

Zu Nummer 4  

Zu Buchstabe a 

Durch die Anhebung der sog. Wohlverhaltensfristen werden auch die Fallgestaltungen er-
fasst, bei denen die Person nach einer längeren (ggf. nur vermeintlichen) Rückzugszeit 
erneut extremistisch tätig wird, was im Ergebnis deren Gefährlichkeit und Unzuverlässigkeit 
unterstreicht. Entsprechendes gilt für Personen, bei denen zwar eine langjährige Zugehö-
rigkeit zu einer extremistischen Szene bekannt ist, aber zu denen aufgrund eines besonders 
klandestinen Verhaltens im relevanten Zeitraum keine ausreichend aktuellen übermittlungs-
fähigen Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden vorliegen. Gerade solche konspira-
tiv agierenden Personen sind jedoch nicht minder gefährlich und weisen durch ihre lange 
Szenezugehörigkeit eine entsprechend gefestigte Einstellung auf. Ähnliches kann auch im 
Bereich der verbotenen Vereine stattfinden. Auch diesbezüglich kann ein ehemaliges Mit-
glied nach der Beendigung der Mitgliedschaft in einer extremistischen Szene aktiv sein, 
ohne das hierzu übermittlungsfähige Erkenntnisse vorliegen. Da ein Vereinsverbot die Ver-
wirklichung von verfassungswidrigen Bestrebungen in kämpferisch-aggressiver Weise er-
fordert, ist es angesichts der Zwecke des Waffengesetzes sinnvoll, für (ehemalige) Mitglie-
der verbotener Vereine eine nochmals verlängerte Wohlverhaltensfrist vorzusehen. Auch 
für Personen, die wegen eines Verbrechens oder Straftaten mit einer Freiheitsstrafe von 
bis zu einem Jahr oder wegen Taten mit Bezug zu Waffen oder Munition verurteilt wurden, 
ist die Anhebung der Wohlverhaltensfristen angezeigt. Gleiches gilt für Personen, die sich 
wegen Gewalttätigkeiten mindestens zweimal mit richterlicher Zustimmung in polizeilichem 
„Präventivgewahrsam“ befunden haben. Nur so kann präventiv verhindert werden, dass 
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gerade ein vormals straffälliger Personenkreis erneut eine waffenrechtliche Erlaubnis und 
damit Zugang zu Waffen haben kann. Das Recht auf Resozialisierung dieses Personen-
kreises wird nicht in unzulässiger Weise beeinträchtigt, da auch ohne den Besitz von Waf-
fen die Chance besteht, sich wieder in die Gesellschaft einzuordnen. Die eigenverantwort-
liche Lebensgestaltung oder die Wiedereingliederung des Betroffenen in die Gesellschaft 
wird nicht wesentlich erschwert. In den aufgeführten Fällen ermöglicht die Fristverlängerung 
auch die Übermittlung von Informationen zu Personen, die sich zunehmend konspirativ ver-
halten. Hier sind die letzten offenen Erkenntnisse oft entsprechend alt und können nach der 
derzeitigen Gesetzeslage wegen Verfristung oft nicht verwendet werden. Aktuelle Erkennt-
nisse liegen oft nur sehr hoch eingestuft vor, was einen Informationsaustausch mit den 
Waffenbehörden wegen Quellengefährdung erschwert. Da es sich bei den Tatbestandsva-
rianten des § 5 Absatz 2 Nummer 2 und 3 WaffG lediglich um Regelfälle der Unzuverläs-
sigkeit handelt, kann im jeweiligen Einzelfall der Beweis des Gegenteils erbracht werden. 
Im Rahmen der auf Tatsachen gestützten Prognose eines spezifisch waffenrechtlich be-
denklichen Verhaltens aus dem mit hoher Wahrscheinlichkeit der Eintritt von Schäden für 
hohe Rechtsgüter resultiert sind in Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 minder schwere Fälle 
auf Grund des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu berücksichtigen. Ein minder schwerer 
Fall ist zum Beispiel anzunehmen, wenn der unsachgemäße Umgang mit Waffen und/oder 
Munition durch eine ansonsten gesetzestreue Person auf ein einmaliges Augenblicksver-
sagen zurückzuführen ist und dies zu keiner konkreten Gefährdung für die öffentliche Si-
cherheit geführt hat.  

Zu Buchstabe b 

Durch die Gesetzesänderung wird ohne inhaltliche Änderungen noch einmal der nieder-
schwellige Ansatz bei der Prüfung der waffenrechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung klarstel-
lend betont. Ursprüngliche wie künftige Formulierung haben zum Ziel, Risiken des Waffen-
besitzes möglichst weitgehend auszuschließen und mit einem risikointoleranteren Ansatz 
einen verbesserten Schutz der Allgemeinheit zu gewährleisten, indem – wie in anderen 
Zuverlässigkeitsüberprüfungsverfahren (vgl. etwa § 7 Absatz 6 des Luftsicherheitsgesetzes 
oder § 5 Absatz 1 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes) – bereits Zuverlässigkeitszweifel 
„erlaubnisschädlich“ sind.  

Lässt sich ein Sachverhalt nicht abschließend klären, besteht aber ein tatsachengegründe-
ter Verdacht, dass ein Regelunzuverlässigkeitstatbestand vorliegt, dann wiegt das damit 
verbleibende Risiko eines unzuverlässigen Umgangs mit tödlichen Waffen und den daraus 
resultierenden Folgen für Leib und Leben Dritter höher als die Freiheit, solche Waffen be-
sitzen zu dürfen. Es ist daher geboten, die Anforderungen an die Annahme der Unzuver-
lässigkeit entsprechend niedrig zu halten.  

Anhaltspunkte, die im Verdachtsgehalt vage bleiben und nicht auf Tatsachen beruhen, ge-
nügen allerdings nicht. Diese tatsächlichen Anhaltspunkte müssen den Schluss zulassen, 
dass die betreffende Person einen oder ggf. mehrere Tatbestände des § 5 Absatz 2 Num-
mer 3 erfüllt hat. Der niederschwellige Ansatz sowohl der neuen als auch der früheren For-
mulierung bezieht sich auf den gesamten Tatbestand des § 5 Absatz 2 Nummer 3. Auch 
z.B. bei der Frage, ob es sich um eine verfassungsfeindliche Bestrebung handelt, ist es 
ausreichend, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für eine verfassungsfeindliche Bestrebung 
vorliegen. Das folgt aus dem oben ausgeführten risikointoleranten Ansatz, der sich generell 
im Zweifel gegen die Zuverlässigkeit der betroffenen Person entscheidet, um den Schutz 
von Leib und Leben Dritter zu gewährleisten. Für die Beurteilung, ob derartige Anhalts-
punkte bei Bestrebungen vorliegen, können Einschätzungen der Verfassungsschutzämter 
herangezogen werden. 

Zu Buchstabe c 

Es wird auf die Ausführungen unter Buchstabe a verwiesen.  
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Zu Buchstabe d 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes bestimmte 
Bundespolizeibehörde und das Zollkriminalamt werden als Regelabfragebehörden im Rah-
men der Prüfung der Zuverlässigkeit eines Antragstellers oder Erlaubnisinhabers eingebun-
den, um die dort vorhandenen potentiell relevanten Daten der Waffenbehörde zugänglich 
zu machen. BPOL und ZKA werden im Rahmen der Regelüberprüfung nach § 4 erstmals 
angefragt und sind dann entsprechend nachberichtspflichtig. Eine unmittelbare Abfrage der 
neuen Regelabfragebehörden mit Inkrafttreten des Gesetzes zu allen Inhabern von waffen-
rechtlichen Erlaubnissen ist nicht vorgesehen. Zudem wird durch die Änderung der „örtli-
chen Polizeidienststelle“ den heterogenen Zuständigkeitsfestlegungen in den Ländern 
Rechnung getragen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Es wird auf die Ausführungen unter Buchstabe b verwiesen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 

Es wird auf die Ausführungen unter Nummer 3 Buchstabe b verwiesen. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Änderung wird zum einen sichergestellt, dass die örtliche Polizeidienststelle bei 
jeder Prüfung der persönlichen Eignung nach dem Waffengesetz zu beteiligen ist. Dazu 
wird die bisherige Soll-Vorschrift zu einer Verpflichtung der Waffenbehörde geändert. Zum 
anderen werden auch bei der persönlichen Eignung die in der Rechtsverordnung nach § 58 
Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes bestimmte Bundespolizeibehörde (Nummer 3) und 
das Zollkriminalamt (Nummer 4) als Regelabfragebehörden ergänzt. Die Einbeziehung der 
Polizeidienststellen der Wohnsitze der letzten fünf Jahre (Nummer 2) stellt sicher, dass 
auch im Falle eines Umzugs der für den neuen Wohnsitz zuständigen Waffenbehörde alle 
relevanten Daten zufließen. Weiterhin wird durch die Änderung der „örtlichen Polizeidienst-
stelle“ in „die zuständigen Behörde der Landespolizei oder der zentralen Polizeidienststelle 
oder des zuständigen Landeskriminalamtes“ (Nummer 1) den heterogenen Zuständigkeits-
festlegungen Rechnung getragen. 

Zudem sind künftig bei der Prüfung der persönlichen Eignung zusätzlich die zuständigen 
Gesundheitsbehörden einzubeziehen (Nummer 5). Auch hier erfolgt zudem eine Abfrage 
der Gesundheitsbehörden der Wohnsitze der vergangenen fünf Jahre vor Prüfung der per-
sönlichen Eignung (Nummer 6). Dabei übermitteln die Gesundheitsbehörden, zu denen 
auch die sozialpsychiatrischen Dienste, die Teil des öffentlichen Gesundheitsdienstes und 
damit bei den Gesundheitsbehörden organisatorisch verortet sind, an die Waffenbehörden, 
ob Erkenntnisse vorliegen (Ja/Nein-Abfrage). Liegen Erkenntnisse bei den Gesundheitsbe-
hörden vor, hat die zuständige Waffenbehörde von den Möglichkeiten nach § 6 Absatz 2 
Gebrauch zu machen.  



 - 40 - Bearbeitungsstand: 09.01.2023  10:40 

Zu Buchstabe c 

Die Waffenbehörden sind diejenigen Stellen, die entscheiden, ob jemand erstmalig legalen 
Zugang zu erlaubnispflichtigen Waffen erhält. Die Entscheidung über den Waffenbesitz ei-
ner Person kann erhebliche Auswirkungen auf die öffentliche Sicherheit haben. Dieser Ver-
antwortung können die Waffenbehörden jedoch nur gerecht werden, wenn sie in die Lage 
versetzt werden, die Eignung der antragstellenden Personen bestmöglich bewerten zu kön-
nen. Sie müssen Personen mit Risikopotential erkennen können und deren Bewaffnung 
verhindern.  

Dieses Ziel wird erreicht, indem neben der Anordnung des persönlichen Erscheinens ein 
amts- oder fachärztliches oder fachpsychologisches Gutachten vorzulegen ist. Dies war 
bislang nur bei Antragstellern, welche noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hatten, im 
Hinblick auf die geistige Eignung der Fall. Für die nunmehr eingeführte Pflicht zur Vorlage 
eines Gutachtens wird bezüglich der Prüfintensität auf § 4 Absatz 5 Satz 3 Allgemeine Waf-
fengesetz-Verordnung sowie Nummer 6.4 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Waffen-
gesetz (WaffVwV) verwiesen. Die Pflicht zur Vorlage gilt nicht für Erlaubnisinhaber von 
Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen sowie von Armbrüsten.  

Das Gutachten ist vom Gutachter der zu begutachtenden Person auszuhändigen, so dass 
diese im Rahmen des Antragsverfahrens für eine waffenrechtliche Erlaubnis entscheiden 
kann, ob sie es der Behörde zur Verfügung stellt oder nicht. 

Sofern die Waffenbehörde bei der regelmäßigen Überprüfung Zweifel an der Zuverlässig-
keit oder persönlichen Eignung hat, kann sie zur umfassenden Erkenntnisgewinnung die 
Vorlage aktueller Zeugnisse durch den Inhaber der waffenrechtlichen Erlaubnis verlangen. 
In Verdachtsfällen ist dies vor dem Hintergrund der von Waffen ausgehenden Gefahren 
angemessen und bietet dem Inhaber der waffenrechtlichen Erlaubnis die Möglichkeit, et-
waige Verdachtsmomente zu entkräften.  

Zu Nummer 6 

Zu § 6a (Nachbericht) 

Es wird eine Nachberichtspflicht der nach den §§ 5 und 6 zuständigen örtlichen Polizei-
dienststellen, der in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes 
bestimmten Bundespolizeibehörde sowie des Zollkriminalamts eingeführt. Dadurch wird si-
chergestellt, dass den Waffenbehörden unverzüglich auch diejenigen Erkenntnisse zuflie-
ßen, die die genannten Behörden zwischen den Regelüberprüfungen über einen Erlaubnis-
inhaber erlangen. Zur Umsetzung wird die Tatsache, dass es sich bei einer Person um 
einen Waffenbesitzer handelt, in den polizeilichen Systemen gespeichert. Im Übrigen wird 
die Nachberichtspflicht der Polizei parallel zu derjenigen der Verfassungsschutzbehörden 
geregelt (bisher § 5 Absatz 5 Satz 3 bis 6), die ebenfalls in den neuen § 6a (Absatz 1) 
übernommen wird. Weiterhin wird zur besseren Personenidentifizierung der Datenkranz in 
Absatz 1 Satz 2 ergänzt. Bisherige Erfahrungen haben gezeigt, dass sowohl die Perso-
nenidentifikation als auch das Verfahren selbst, welches auch die Jagdscheine miteinbe-
zieht, einen komplexeren Datenkranz erfordert, als derzeit konkret aufgelistet ist. So sind 
neben Ausstellungsdatum und Befristung der Erlaubnis sowie Behördenkennziffer der beim 
Verfassungsschutz anfragenden Behörde auch noch Geburtsland und Geschlecht zur bes-
seren Identifikation des Betreffenden notwendig. Daher ist der Datenkranz dementspre-
chend zu ergänzen, um durch die Daten „Geburtsland“ und „Geschlecht“ die Person so 
konkret wie möglich zu identifizieren und damit Nicht-Betroffene frühzeitig ausschließen zu 
können; insoweit dient die Aufnahme dieser Daten der Vermeidung von Personenver-
wechslungen und damit im Ergebnis auch dem Datenschutz. Die Art der Erlaubnis (z.B. 
Großer oder Kleiner Waffenschein) ist für die Einschätzung des individuellen Gefährdungs-
potentials und der zu ergreifenden Maßnahmen relevant. Zwar lassen sich Übermittlung 
und Speicherung von Ausstellungsdatum und Befristung sowie Behördenkennziffer bereits 
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aus den jetzigen Vorschriften herleiten, die Ergänzung im Gesetzeswortlaut schafft aber 
zusätzliche Transparenz. Ausstellungsdatum und Befristung dienen dazu, eine Speiche-
rung nicht länger vorzunehmen als notwendig. Die Behördenkennziffer stellt sicher, dass 
der Rücklauf zielsicher und verzögerungsfrei an die zuständige Behörde erfolgt. Andere 
Übermittlungsvorschriften bleiben von Absatz 1 Satz 1 unberührt. Die Ergänzung in Absatz 
3 Satz 1 („oder fällt die Nachberichtspflicht aus einem anderen Grund weg“) stellt klar, dass 
die zuständige Behörde auch andere Gründe für den Wegfall der Erlaubnis (z.B. Verster-
ben, Verzicht, vorzeitige Rückgabe) den betreffenden Behörden mitzuteilen hat. In Absatz 
3 wird eine Regelung zur Löschung der Daten nach 3 Jahren und 3 Monaten für die betei-
ligten Behörden aufgenommen, da spätestens nach 3 Jahren gemäß § 4 Absatz 3 eine 
erneute Überprüfung der Zuverlässigkeit durch die Waffenbehörde zu erfolgen hat und mit-
hin eine erneute Überprüfung bei den Behörden aus Absatz 1 und 2 einzuleiten ist.  

Zu § 6b (Mitteilungspflichten anderer Behörden) 

Diese Vorschrift stellt sicher, dass auch relevante Erkenntnisse anderer Behörden der ört-
lichen Waffenbehörde zugänglich gemacht werden.  

Hierzu werden alle Behörden verpflichtet, im Fall des Bekanntwerdens von Tatsachen über 
eine Person, die Bedenken gegen deren Zuverlässigkeit nach § 5 begründen oder die auf 
eine aufgrund einer psychischen Störung bestehende Eigen- oder Fremdgefährdung oder 
auf Wahnvorstellungen hinweisen, die örtliche Waffenbehörde zur Prüfung anzufragen, ob 
die Person Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis ist oder einen entsprechenden Antrag 
gestellt hat. Falls die örtliche Waffenbehörde nicht die zuständige Behörde ist, hat sie die 
Daten an die örtliche Waffenbehörde zu übermitteln. Diese hat dann zu prüfen, ob die Per-
son Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis ist oder einen Antrag gestellt hat. Falls dies 
der Fall ist, übermittelt die andere Behörde der zuständigen Waffenbehörden die über die 
Person relevanten Erkenntnisse. Im Übrigen sind alle Daten unverzüglich zu löschen.  

Zu § 6c (Mitteilungspflichten der Waffenbehörden an die Jagdbehörden) 

Diese Vorschrift normiert die Rechtsgrundlage für die Übermittlung von Erkenntnissen der 
Waffen- zur Jagdbehörde. Da ein Jagdschein bereits zum Umgang mit Waffen berechtigt, 
muss zwingend die Jagdbehörde Kenntnis bekommen, wenn eine Zuverlässigkeit oder Eig-
nung nach § 5 f. nicht mehr gegeben ist. 

Zu Nummer 7 

Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen entfalten auf Grund ihrer Ähnlichkeit mit 
scharfen Schusswaffen ein Drohpotential und werden oft, insbesondere zum Jahreswech-
sel, eingesetzt, um Polizisten und Rettungskräfte zu attackieren. Ferner sind sie oftmals 
nicht – auch nicht von Polizeikräften - auf den ersten Blick von scharfen Schusswaffen zu 
unterscheiden, was nicht selten zu gefährlichen Situationen führt.  

Die missbräuchliche Verwendung dieser Waffen ist daher einzuschränken, ohne dabei das 
subjektive Sicherheitsbedürfnis Einzelner zu verneinen.  

Deswegen soll es künftig für den Erwerb und Besitz von Schreckschuss-, Reizstoff- und 
Signalwaffen eines Kleinen Waffenscheins bedürfen. Dies ist bisher nur für das Führen von 
Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen - erforderlich. Der Antragsteller hat sich damit 
einer Prüfung seiner Zuverlässigkeit, persönlichen Eignung und Sachkunde zu unterziehen, 
wodurch der Zugang zu diesen Waffen reglementiert und kontrolliert wird, um missbräuch-
liche Verwendungen besser verhindern zu können.  

Armbrüste, die bislang erlaubnisfrei waren, werden nun den Schreckschuss-, Reizstoff- und 
Signalwaffen im Wesentlichen gleichgestellt gleichgestellt – auch der Erwerb und Besitz 
von Armbrüsten erfordert nunmehr einen Kleinen Waffenschein. Mit einer Armbrust ver-
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schossene Bolzen können Schutz-westen der Schutzklasse 1 mit Stichschutz durchschla-
gen, was ihre besondere Gefährlichkeit zeigt. Fallbeispiele belegen, dass Armbrüste als 
Tatmittel gegen Menschen eingesetzt werden. Im Phänomenbereich Rechtsextremismus 
erwerben Personen Armbrüste unter Ausnutzung der Erlaubnisfreiheit und der dadurch feh-
lenden Zuverlässigkeitsüberprüfung. 

Zu Nummer 8 

Das erlaubnisfreie Schießen auf Schießstätten wird durch die Neuregelung auf die aufge-
listeten Schusswaffen, deren Spezifikation bzw. Kaliber beschränkt. Hierdurch soll den Ge-
fahren, die mit dem uneingeschränkten Gebrauch von Schusswaffen außerhalb von 
Schießstätten einhergehen, Rechnung getragen werden, insbesondere was das Trainieren 
und die Fertigkeiten mit sog. halbautomatischen Schusswaffen anbelangt. 

Die Einschränkung gilt nur für Personen, welche über keine waffenrechtliche Erlaubnis ver-
fügen. Gleichzeitig werden die Belange und Interessen der Jagd-, Schützen- und Schieß-
sportvereine sowie der Brauchtumsschützen an der Nachwuchsgewinnung hinreichend be-
achtet. Das Schießen mit anderen als den genannten Waffen ist nur noch Personen mög-
lich, welche entweder Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis sind oder über ein soge-
nanntes Negativtestat, d.h. einem Nachweis, dass sie nicht mit einem Waffenverbot nach § 
41 WaffG belegt sind, verfügen. Beides ist durch die betreffende Person dem Inhaber der 
Schießstätte oder der aufsichtführenden Person nachzuweisen. In Bezug auf ein Waffen-
verbot ist das Schießen Personen nur dann gestattet, wenn es von der Reichweite des 
Verbots nicht umfasst ist. Personen, die mit einem Waffenverbot nach § 41 Absatz 1 belegt 
sind, ist das Schießen mit Waffen nach Satz 1 Nr. 1 verwehrt; Personen, die mit einem 
Waffenverbot nach § 41 Absatz 2 belegt sind, ist das Schießen mit Waffen nach Satz 1 Nr. 
2 verwehrt.  

Das sogenannte Negativtestat ist im Vorfeld durch die Person bei örtlich zuständigen Be-
hörden mit Kenntnis zu Waffenverboten zu beantragen und wird von dieser der Person 
schriftlich oder elektronisch, auch per E-Mail zugesandt. Für Personen ohne Eintrag im Na-
tionalen Waffenregister (NWR) kann dies auch durch eine Ieere Betroffenenauskunft aus 
dem NWR erfolgen. Zur Verhinderung von Missbrauch ist der Schießstättenbetreiber ver-
pflichtet, sich neben dem Testat auch einen gültigen amtlichen Ausweis der Person vorle-
gen zu lassen. Die Vorlage eines Identitätsnachweises kann auch in digitaler Form (z.B. 
eingescannte Kopie) erfolgen. Das Testat darf am Tag des Schießens nicht älter als 12 
Monate sein. Die 12-monatige Frist ist angelehnt an das Nachweiserfordernis in § 14 Absatz 
3 WaffG und verhindert so eine Überbelastung von Bürger und Behörde.  

Zu Nummer 9 

Mit dem neuen § 36 Absatz 3a wird klarstellend eine gesetzliche Informationspflicht der 
Waffenbehörden eingeführt. Sofern der Wohn- und Aufbewahrungsort der Schusswaffe ei-
nes Inhabers einer waffenrechtlichen Erlaubnis voneinander abweichen, ist die örtlich zu-
ständige Behörde, in deren Zuständigkeitsbereich der Inhaber der waffenrechtlichen Er-
laubnis seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (§ 49 Absatz 1) verpflichtet, diejenige Behörde, 
in deren Zuständigkeitsbereich die Waffen aufbewahrt werden, hierüber zu informieren. Die 
Behörde, in deren Zuständigkeitsbereich sich die Waffen befinden, ist auch für die Aufbe-
wahrungskontrollen zuständig. 

Zu Nummer 10 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung schafft die waffenrechtlichen Voraussetzungen für die künftige jagdliche Ver-
wendung von Vorrichtungen, die das Ziel beleuchten, nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 
1.2.4.1 – nicht jedoch Vorrichtungen, die das Ziel markieren – und Nachtsichtvorsätzen und 
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Nachtsichtaufsätzen nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.2. Dabei reicht die Aus-
nahme vom waffenrechtlichen Verbot nur soweit, wie auch die Verwendung dieser Vorrich-
tungen und Gegenstände keinem jagdrechtlichen Verbot unterliegt. Entsprechend der kor-
respondierend vorgesehenen Änderung in § 19 Absatz 1 Nummer 5 BJagdG (Artikel 2 
Nummer 3) ist der waffenrechtliche Umgang damit für die Jagd auf Schwarzwild (insbeson-
dere zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest) und bestimmte invasive Arten nicht 
verboten. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zu Buchstabe a. 

Zu Nummer 11 

Mit dem neuen § 43 Absatz 2 Satz 2 wird im Zusammenhang mit der Einbeziehung des 
Zollkriminalamts in die Prüfung von Zuverlässigkeit und persönlicher Eignung eine Durch-
brechung des Steuergeheimnisses nach § 30 der Abgabenordnung geregelt, um dem Zoll-
kriminalamt als einer Finanzbehörde nach § 1 des Finanzverwaltungsgesetzes eine Prü-
fung des § 30 Abgabenordnung für jede einzelne Datenübermittlung an die Waffenbehör-
den zu erleichtern.  

Der neue Satz 3 ermächtigt die Gesundheitsbehörden zur Übermittlung der für die Beurtei-
lung der persönlichen Eignung eines Antragstellers oder Erlaubnisinhabers relevanten Er-
kenntnisse und begründet für die Angehörigen der Gesundheitsbehörden eine gesetzliche 
Befugnis zur Offenbarung der ihnen anvertrauten oder sonst bekanntgewordenen fremden 
Geheimnisse, namentlich der zum persönlichen Lebensbereich des Antragstellers oder Er-
laubnisinhabers gehörenden Geheimnisse aus dem Gesundheitsbereich. Die Norm stellt 
einen Rechtfertigungsgrund im Hinblick auf § 203 des Strafgesetzbuches (StGB) (Verlet-
zung von Privatgeheimnissen) dar. 

Zu Nummer 12 

Die Mitteilung von diesen Änderungen sind sowohl aus datenschutzrechtlichen Gründen 
erforderlich, als auch um der Nachberichtspflicht effektiv nachzukommen. Die Mitteilungen 
von Namensänderungen helfen, die betreffende Person korrekt zu identifizieren und Ver-
wechslungen zu vermeiden. Durch die Mitteilung des Todes des Betreffenden kann der 
Datensatz gelöscht werden, was datenschutzrechtlich geboten ist und insbesondere den 
Aspekt der Datensparsamkeit berücksichtigt. Adressänderungen sind wichtig, damit die ört-
lich zuständige Waffenbehörde ohne Verzögerung und ohne Umwege die Meldung erreicht. 
Zugleich wird damit das Risiko, dass zuerst die unzuständige Waffenbehörde eine Meldung 
erhält und damit zu Lasten des Betroffenen weitere Kenntnisträger eingebunden werden, 
ausgeschlossen. Solange das Prinzip „once only“ nicht allgemein effektiv in der IT-Struktur 
der öffentlichen Verwaltung etabliert ist und im vorliegenden Verfahren auch das NWR noch 
nicht geeignet ist, den Kerndatensatz führend für die weiteren verfahrensbeteiligten Stellen 
zu speichern und verfügbar zu machen, soll die nötige Datenqualität bei Änderungen durch 
Übermittlung der Waffenbehörden an die speichernden Stellen gewährleistet werden. 

Zu Nummer 13 

Notwendige Folgeänderung zur Zuständigkeit des BKA nach § 2 Absatz 6. 

Zu Nummer 14 

Die Regelung sanktioniert den Umgang mit den verbotenen kriegswaffenähnlichen halbau-
tomatischen Feuerwaffen und verleiht so der Verbotsnorm entsprechende Wirkung.  
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Zu Nummer 15 

Die Änderung ermöglicht es, neben Bediensteten anderer Staaten auch solche von zwi-
schen- beziehungsweise überstaatlichen Einrichtungen durch Vereinbarung oder Zustim-
mung vom Anwendungsbereich des Waffengesetzes freizustellen. Damit wird unter ande-
rem der Tatsache Rechnung getragen, dass auch Organe oder Agenturen der Europäi-
schen Union über eigenes bewaffnetes Personal verfügen oder künftig damit ausgestattet 
werden sollen. Die Änderung verbessert insoweit deren Möglichkeit, im Geltungsbereich 
des Waffengesetzes mit inländischen Behörden zusammenzuarbeiten. 

Zu Nummer 16 

Zu Absatz 24 

§ 58 Absatz 24 sieht für Besitzer kriegswaffenähnlicher halbautomatischer Feuerwaffen 
eine Altbesitz- und Übergangsregelung vor. Entscheidend ist eine Veränderung der Waffe 
dahingehend, dass sie ihrer äußeren Form nach nicht mehr als kriegswaffenähnlich im 
Sinne der hier getroffenen Bestimmung gilt. In Betracht kommen insbesondere Verände-
rungen, etwa durch Umbau der für Kriegswaffen charakteristischen Waffenbestandteile 
(siehe dazu Begründung zu Nummer 16), sodass im Ergebnis die kriegswaffentypische Op-
tik entfällt.  

Zu Absatz 25 

Um eine Kriminalisierung der Besitzer der mit Inkrafttreten des Gesetzes verbotenen kriegs-
waffenähnlichen halbautomatischen Feuerwaffen zu vermeiden, schafft Absatz 25 eine Re-
gelung zur Straffreiheit.  

Zu Absatz 26 

§ 58 Absatz 25 statuiert eine Übergangsregelung für das Erfordernis des Kleinen Waffen-
scheins als Voraussetzung für Erwerb und Besitz von Schreckschuss-, Reizstoff- und Sig-
nalwaffen sowie Armbrüsten. Besitzer einer solchen Waffe oder Armbrust sind verpflichtet, 
diese innerhalb von drei Jahren bei der zuständigen Waffenbehörde anzuzeigen und einen 
Kleinen Waffenschein zu beantragen oder die Waffe oder Armbrust einem Berechtigten zu 
überlassen.  

Zu Absatz 27 

§ 58 Absatz 26 schafft für das Führen von Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen 
eine Altbesitzregelung. Personen, die bereits eine Erlaubnis zum Führen haben, sind ver-
pflichtet, die Sachkundeprüfung nachzuholen. Das Erfordernis der Nachholung der Sach-
kundeprüfung gilt auch für Personen, welche im Besitz einer Armbrust sind.  

Zu Absatz 28 

Mit dieser Regelung wird eine erneute bundesweite einjährige Waffen- und Munitionsam-
nestie beginnend drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes aufgenommen. Ziel der Re-
gelung ist es, die Zahl der sich in Umlauf befindlichen illegalen Waffen zu verringern, 
wodurch ein wahrnehmbarer Beitrag zur inneren Sicherheit geleistet werden kann. Wie 
auch bei der Regelung in 2017 soll auch der Transport der Waffen oder Munition zur Ab-
gabe bei der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienststelle der Regelung unterfallen. 
Diese Begünstigung gilt nur für den direkten Weg von dem Ort, an dem Waffen oder Muni-
tion aufbewahrt sind, zu dem Ort der Übergabe an eine Waffenbehörde oder Polizeidienst-
stelle. Weiterhin wird die Abgabe der unerlaubt besessenen Waffe oder unerlaubt beses-
senen Munition im Verwaltungsverfahren nicht dahingehend sanktioniert, dass die betref-
fende Person als waffenrechtlich unzuverlässig erachtet wird. Dies würde den Sinn und 
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Zweck der Amnestie – Abgabe der unerlaubt besessenen Waffen und Munition – konterka-
rieren.  

Zu Nummer 17 

Unter die Definition fallen alle Halbautomaten gemäß Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 
1 Nummer 2.2 2. Alternative, sofern ein Abgleich der äußeren Merkmale mit Vollautomaten, 
die Kriegswaffen im Sinne des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen sind, ergibt, 
dass der Anschein einer Kriegswaffe hervorgerufen wird. Es sind für den Abgleich Vollau-
tomaten, welche in der Kriegswaffenliste unter Nummer 29 aufgeführt sind (Anlage 1 zu § 
1 Absatz 1 Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506), heranzuziehen.  

Folgende äußerliche Merkmale einer halbautomatischen Feuerwaffe sind dabei insbeson-
dere geeignet, den äußeren Anschein einer Kriegswaffe hervorzurufen: Ein herausstehen-
des langes Magazin / Trommelmagazin, Mündungsfeuerdämpfer (bzw. Mündungsbremse / 
Stabilisator), Kühlrippen oder andere sichtbare, der Kühlung dienende Vorrichtungen am 
Handlauf, ein pistolenartiger, mit dem Abzug bzw. Vorderschaft kombinierter Griff, eine Auf-
stützvorrichtung sowie eine (Teleskop-) Schulter-stütze, die teilweise kipp- oder schiebbar 
ist. Maßgeblich für die Beurteilung des äußeren Anscheins ist dabei die Gesamtbetrachtung 
der äußeren Merkmale. 

Zu Nummer 18 

Weder für die olympischen Schießdisziplinen noch für die Jagd besteht ein objektives Be-
dürfnis für den Erwerb und Besitz von kriegswaffenähnlichen halbautomatischen Feuerwaf-
fen. Sie sollen in erster Linie das Gefühl vermitteln, mit einer Kriegswaffe zu schießen. Au-
ßerdem wirken kriegswaffenähnliche halbautomatische Feuerwaffen durch ihre martiali-
sche Optik besonders anziehend auf bestimmte Personenkreise und Tätergruppen, welche 
für Amoktaten und Terroranschläge eine hohe Relevanz aufweisen. Durch ihre Funktiona-
lität in Kombination mit der auf ihrem martialischen Äußeren beruhenden Anziehungskraft 
weisen sie ein besonders hohes Gefährdungspotential auf. Im Ausland wurden kriegswaf-
fenähnliche halbautomatische Schusswaffen bereits für terroristische Anschläge mit einer 
besonders hohen Anzahl an Todesopfern und Schwerverletzten verwendet. Bei den terro-
ristischen Anschlägen in Utoya, Norwegen und Christchurch, Neuseeland wurde von den 
Tätern in einem über das Internet und die sozialen Medien weit verbreiteten Manifest expli-
zit zur Nachahmung aufgerufen. Vor diesem Hintergrund ist das Verbot erforderlich, um die 
Verfügbarkeit dieser Feuerwaffen einzuschränken. Insofern werden die in Anlage 1 defi-
nierten kriegswaffenähnlichen halbautomatischen Feuerwaffen zu verbotenen Gegenstän-
den erklärt.  

Zu Nummer 19 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderungen zu Nummer 7 bezüglich Schreck-
schuss-, Reizstoff- und Signalwaffen sowie Armbrüsten. Um insgesamt die erlaubnisfreie 
Verfügbarkeit von Armbrüsten einzuschränken, ist es folgerichtig, nun auch Handel und 
Herstellung der Erlaubnispflicht zu unterwerfen.  

Zu Buchstabe b 

Für das Führen der Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen ist künftig das Ablegen 
einer Sachkundeprüfung erforderlich. Hierdurch ist gewährleistet, dass Personen, die Um-
gang mit Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen - außerhalb ihres befriedeten Besitz-
tums haben, über die notwendigen Kenntnisse verfügen, wodurch das von diesen Waffen 
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ausgehende Gefahrenpotential verringert wird. Art und Durchführung der Sachkundeprü-
fung bestimmen sich wie bei scharfen Schusswaffen nach §§ 1 bis 3 der Allgemeinen Waf-
fengesetz-Verordnung.  

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zu Nummer 7. Für das Führen von 
Armbrüsten ist ein Kleiner Waffenschein erforderlich. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Bundesjagdgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die nunmehr zulässige jagdliche Verwendung von Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Be-
leuchten des Zieles, Nachtziel- und Nachtsichtgeräten und Infrarotaufhellern erfordert künf-
tig besondere Kenntnisse und erweiterte Sorgfaltspflichten, die zu vermitteln und in der Jä-
gerprüfung abzuprüfen sind. 

Zu Nummer 2 

§ 17 Absatz 1 Satz 1a - neu - stellt – als Rechtsgrundverweisung - klar, dass die Prüfung
der waffenrechtlichen Zuverlässigkeit und Eignung stets der zuständigen Waffenbehörde
obliegt. Es handelt sich hier um ein Teilmodul der jagdrechtlichen Erlaubnis, das sich nach
dem Waffenrecht richtet; das schließt u.a. auch den Datenkranz für den Nachbericht nach
§ 6a Absatz 1 – neu – mit ein. In den meisten Fällen verfügt eine Jägerin oder ein Jäger
über eine Waffenbesitzkarte oder beabsichtigt nach Erwerb des Jagdscheins, eine solche
zu beantragen. Die Waffenbehörde hat bei der erstmaligen Erteilung und dann in regelmä-
ßigen Abständen von höchstens drei Jahren die waffenrechtliche Zuverlässigkeit und Eig-
nung zu überprüfen (§ 4 Absatz 3 WaffG). Eine parallele Prüfung durch die Jagdbehörde
ist dann nicht nur redundant, sondern bindet auch unnötig Ressourcen der Sicherheitsbe-
hörden, da bei diesen im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung bereits die in § 5 Absatz 5
Satz 1 Nummer 1 bis 4 WaffG aufgeführten Erkundigungen einzuholen sind. Hat die Waf-
fenbehörde eine turnusmäßige Überprüfung durchgeführt, genügt im Rahmen der Jagd-
scheinerteilung die Auskunft an die Jagdbehörde, dass Zuverlässigkeit und Eignung (wei-
terhin) gegeben sind. Sollten der Waffenbehörde zwischenzeitlich Tatsachen bekannt wer-
den, welche die Zuverlässigkeit oder Eignung in Frage stellen, wäre sie nach § 45 Absatz
2 Satz 1 WaffG ohnehin zu einer anlassbezogenen Überprüfung verpflichtet. Eine zusätzli-
che Überprüfung aus Anlass einer Jagdscheinerteilung ist daher nicht erforderlich. Unbe-
rührt von der waffenrechtlichen Überprüfung der Zuverlässigkeit und persönlichen Eignung
nach §§ 5 und 6 WaffG besteht die Verpflichtung der Jagdbehörde zur Prüfung der Zuver-
lässigkeit und körperlichen Eignung im Sinne des § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, Absatz
3 und Absatz 4. Die Waffenbehörde stellt die nach § 5 Absatz 5 WaffG eingeholten Erkun-
digungen auch hierfür zur Verfügung.

In den zahlenmäßig eher geringen Fällen, in denen ein Jäger oder eine Jägerin über keine 
Waffenbesitzkarte verfügt und eine solche auch nicht beantragen will (zum Beispiel, weil er 
oder sie nur gelegentlich mit einer Leihwaffe schießt), bedeutet die Zuverlässigkeits- und 
Eignungsprüfung für die Waffenbehörde einen Mehraufwand. Dennoch erscheint es zweck-
mäßig, dass Zuverlässigkeit und Eignung stets von einer Stelle geprüft werden, um einen 
einheitlichen Gesetzesvollzug zu gewährleisten. Reglungen zur Befristung und damit der 
Speicherdauer bleiben von der Verweisung unberührt und richten sich nach den Fach-ge-
setzen (z.B. Jagdgesetze) oder ggf. behördlichen Anordnungen. 

Zu Nummer 3 

Durch die Änderung in § 19 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a BJagdG wird das Verbot von 
Nachtzielgeräten, die einen Bildwandler oder eine elektronische Verstärkung besitzen und 
für Schusswaffen bestimmt sind, für die Jagd von Schwarzwild und bestimmte invasive Ar-
ten aufgehoben. Der Einsatz von Nachtzieltechnik für die Jagd auf Schwarzwild und be-
stimmte invasive gebietsfremde Arten ist damit zulässig. Darüber hinaus gilt das Verbot, 
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künstliche Lichtquellen, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles, ein-
schließlich Infrarotaufhellern, beim Fang oder Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder 
zu nutzen, nicht für die Verwendung künstlicher Lichtquellen, von Vorrichtungen zum An-
strahlen oder Beleuchten des Zieles, einschließlich Infrarotaufhellern, bei der Jagd auf 
Schwarzwild sowie auf invasive gebietsfremde Arten von unionsweiter Bedeutung. Das Ver-
bot der Nachtjagd nach § 19 Absatz 1 Nummer 4 Bundesjagdgesetz bleibt unberührt. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (Bundesverfassungsschutzgesetz - BVerfSchG)) 

Die Änderung ist zum einen als Folgeänderung zur Verlängerung der Wohlverhaltensfrist 
in § 5 Absatz 2 WaffG erforderlich. Geschieht dies nicht, so sind Fälle wahrscheinlich, in 
denen beantragende Personen gemäß den Vorschriften des WaffG zwar nicht zuverlässig 
wären, jedoch durch die Verfassungsschutzbehörden keine entsprechende Nachricht erfol-
gen kann, da diesbezügliche Informationen bereits gelöscht wurden. Eine Anhebung der 
Wohlverhaltensfristen ohne entsprechende Anpassung der Regelhöchstspeicherfristen im 
Verfassungsschutzverbund würde demnach Personen ermöglichen, eine Waffenerlaubnis 
zu erlangen, obwohl diese laut WaffG eigentlich als unzuverlässig einzustufen wären. 
Ebenso ist hervorzuheben, dass in allen Bereichen des Extremismus und des Terrorismus 
eine vergleichbare Entwicklung festzustellen ist: Entwicklungen vollziehen sich hier in län-
geren Zeiträumen und ein mehrjähriges unauffälliges Verhalten muss nicht gleichbedeu-
tend sein mit einem Ausstieg aus der Szene. Vielmehr können sich Personen in diesen 
Bereichen derart konspirativ verhalten, dass mitunter erst nach Ablauf eines Zehnjahres-
zeitraums weitere Erkenntnisse anfallen. Dies gilt sowohl für gewaltbereite als auch für nicht 
gewaltbereite Personen. Letztere können sich auch über einen längeren Zeitraum konspi-
rativ radikalisieren. Die bestehende Regelhöchstspeicherfrist von zehn Jahren wird daher 
den aktuellen Gegebenheiten nicht gerecht. Zwar ist derzeit vorgesehen, dass per Einzel-
entscheidung eine längere Speicherfrist als 10 Jahre möglich ist. Bei besonders konspira-
tiven Personen oder bei Personen, die sich vermeintlich aus der Szene zurückziehen, ist 
die Einzelfallentscheidung aber in der Regel ungeeignet, da es gerade aufgrund des unauf-
fälligen Verhaltens keine Anhaltspunkte gibt, die eine Verlängerung rechtfertigen. 

Zu Artikel 4 (Änderung der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zu Buchstabe b. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zu Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe b. 
Der für das Führen von Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen erforderliche Sach-
kundenachweis bedarf einer gesonderten Regelung, da es sich bei diesen Waffen nicht um 
herkömmliche Schusswaffen handelt. Entsprechend ist die Sachkundeprüfung an der Ei-
genart dieser Waffen auszurichten. 

Zu Nummer 2 

Die Änderungen des § 6 Absatz 3 Waffengesetz bedingen die Einführung einer Eignung für 
Personen, die erstmalig eine waffenrechtliche Erlaubnis beantragen. Es gelten bezüglich 
der Begutachtung die gleichen Kriterien wie für Fälle des § 6 Absatz 2 Waffengesetz, d.h. 
Anwendbarkeit des § 4 Absatz 2 – 5 Allgemeine Waffengesetz-Verordnung. Regelungen 
für die Begutachtung der Personen, die noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, 
sind redundant, da sich alle Personen gleich welchen Alters bei erstmaliger Beantragung 
einer waffenrechtlichen Erlaubnis einer Begutachtung unterziehen müssen. 
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Zu Artikel 5 (Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten der 
Bundespolizeibehörden) 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zu § 5 Absatz 5 und 6 Absatz 1 WaffG.  

Zu Nummer 2 

Mit der Änderung wird die Zuständigkeit des Bundespolizeipräsidiums für die Wahrneh-
mung der neuen Aufgaben nach den neuen Regelungen in § 5 Absatz 5 und § 6 Absatz 1 
des Waffengesetzes festgelegt. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll erst nach Ablauf von sechs Monaten ab Verkündung in Kraft treten, um 
den betroffenen Behörden ausreichend Zeit für die Vorbereitung der Umsetzung zu gewäh-
ren.  






